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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


1. zu dem von den Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Jahn 
(Münster), Dr. Jobst und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entschiießungsantrag zur Großen Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, 

Frau Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Blumenfeld, Dr. Jahn 
(Münster), Volmer, Vogt, Eilers (Wilhelmshaven), Pfeifer, 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Köhler (Wolfsburg), 

Dr. Zimmermann, Biehle, Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, 

Frau Verhülsdonk und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksache 7/2744 — 

2. zur Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


A. Problem 

Geschäftsordnungsmäßige Verankerung der Anhörung kommu- 
naler Spitzenverbände entsprechend der Forderung in o. a. Ent- 
schließungsantrag. 


B. Lösung 

Änderung der GO-BT in den §§73 und 74. 


C. Alternativen 

vgl. Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksachen 7/2741, 7/3764 — 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 


I. 

Der Entschließungsantrag — Drucksache 7/2744 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 128. Sit- 
zung vom 7. November 1974 dem Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zur 
Federführung und dem Innenausschuß zur Mitbera- 
tung sowie dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
überwiesen. Gleichzeitig wurde dem Innenausschuß 
(federführend) und dem Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (mitberatend) der 
Entschließungsantrag — Drucksache 7/2741 — über- 
wiesen, der in seinem Absatz 3 die gleichen Grund- 
satzforderungen wie der o. a. Entschließungsantrag 
enthält. 

Der Innenausschuß hat dem Geschäftsordnungs- 
ausschuß in seiner Stellungnahme vom 11. April 
1975 mitgeteilt, er empfehle, Nummer 2 des Ent- 
schließungsantrages durch Änderung der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages zu ent- 
sprechen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat den Ent- 
schließungsantrag in seinen Sitzungen am 14. Mai 
und 4. Juni 1975 behandelt. 

Bereits in seiner Sitzung vom 31. Oktober 1974 
hatte sich der Geschäftsordnungsausschuß mit der 
Frage einer Ergänzung des § 23 GGO II befaßt, der 
die Beschaffung von Unterlagen zur Vorbereitung 
von Gesetzen beinhaltet. Mit Schreiben vom 19. No- 
vember 1974 hat der Geschäftsordnungsausschuß 
dem Bundeskanzler die Bitte des Ausschusses über- 
mittelt, § 23 GGO II sollte dahin gehend neu gefaßt 
werden, daß 

— die Kosten und Folgekosten gesetzlicher Maß- 
nahmen zu Lasten von Bund, Ländern und Ge- 
meinden in Kabinettsvorlagen ausgewiesen wer- 
den; 

— die Anhörung der kommunalen Spitzenverbände 
im Vorbereitungsstadium von gesetzgeberischen 
Maßnahmen des Bundes gegenüber dem bisheri- 
gen Zustand verbessert wird; 

— Stellungnahme der kommunalen Spitzenver- 
bände zu Gesetzesvorhaben des Bundes bei der 
Zuleitung den gesetzgebenden Körperschaften 
mit zur Kenntnis gegeben werden. 

Entsprechend diesem Wunsche wurde die Ge- 
meinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 

— Teil II — (GGO II) in den einschlägigen Bestim- 
mungen am 7. März 1975 geändert. Anstelle des in 
§ 23 Abs. 1 gestrichenen Satzes 2 wurde ein neuer 
§ 23 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

»§ 23 a 

Unterrichtung der kommunalen Spitzenverbände 

(1) Vorbereitende Entwürfe zu Gesetzen, durch 

die Belange der Gemeinden und Gemeindever- 


bände berührt werden, sollen den auf Bundes- 
ebene bestehenden kommunalen Spitzenverbän- 
den möglichst frühzeitig zugeleitet werden. § 23 
Abs. 2 gilt entsprechend. Soll der Entwurf ver- 
traulich behandelt werden, ist es zu vermerken. 

(2) Bevor ein Bundesministerium den kommu- 
nalen Spitzenverbänden Gesetzentwürfe mitteilt, 
soll es feststellen, ob eine der beteiligten obersten 
Bundesbehörden, mit deren abweichender Mei- 
nung in wesentlichen Punkten zu rechnen ist, 
Widerspruch gegen die Unterrichtung der kom- 
munalen Spitzenverbände erhebt." 

Ferner wurde dem § 37 Abs. 3 folgender Satz 2 
angefügt: 

„Weiterhin sind wesentliche abweichende Mei- 
nungen, die die kommunalen Spitzenverbände im 
Rahmen ihrer Beteiligung nach § 23 a vorgetragen 
haben, kurz darzulegen." 

Durch diese Änderung der GGO II wurde dem 
Anliegen des Entschließungsantrages unter 1. Rech- 
nung getragen und konnte deshalb vom Ausschuß 
insoweit für erledigt erklärt werden. 

Bezüglich des Anliegens unter 2. schlägt der Aus- 
schuß die aus der Anlage ersichtliche Änderung der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vor. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat bei seinen 
Beratungen nicht übersehen, daß er zunächst dem 
Plenum einen Bericht und Antrag zu diesem Ent- 
schließungsantrag hätte vorlegen können, um sich 
vom Plenum selbst den Auftrag zur Änderung der 
Geschäftsordnung geben zu lassen. Zur Beschleuni- 
gung und Vereinfachung des Verfahrens hat der 
Geschäftsordnungsausschuß jedoch beschlossen, 
von seinem Initiativrecht Gebrauch zu machen und 
schlägt deshalb entsprechend dem im Entschlie- 
ßungsantrag zum Ausdruck gekommenen Anliegen 
vor, die Geschäftsordnung zu ändern und durch 
die Annahme dieser vorgeschlagenen Änderung den 
Entschließungsantrag für erledigt zu erklären. Mit 
der Inanspruchnahme des Initiativrechts war es auch 
nicht mehr erforderlich, die beiden Entschließungs- 
anträge — Drucksachen 7/2741, 7/2744 — im einzel- 
nen zu verfolgen, sondern der Ausschuß konnte eine 
einheitliche Gesamtlösung erreichen. 


II. Zur Änderung der Geschäftsordnung 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt vor, in 
§ 73 einen Absatz 3 a einzufügen und § 74 Abs. 2 
neu zu fassen. 

1. Zu §73 Abs. 3 a 

In Satz 1 wird auf den dem Ausschuß überwiese- 
nen Gegenstand abgestellt, um zu verhindern, daß 
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Ausschüsse, die gemäß § 60 Abs. 2 Satz 2 andere 
Fragen aus ihrem Geschäftsbereich beraten, in 
unnötiger bzw. überflüssiger Weise die kommunalen 
Spitzenverbände um Stellungnahme bitten. 

„Wesentliche Belange von Gemeinden" ist als 
Bezugspunkt genommen und gilt damit als General- 
klausel. In Satz 2 ist der Versuch einer nicht enume- 
rativen Konkretisierung gemacht worden. 

Wenn „von Gemeinden" gesprochen wird, so ein- 
fach deshalb, weil bei der Formulierung mit dem 
bestimmten Artikel „der Gemeinden" u. U. jene 
Vorlagen aus dieser Bestimmung herausfielen, die 
die Belange nur von bestimmten Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden berühren würden. 

Satz 1 stellt sich als Soll-Vorschrift dar, das be- 
deutet, der Ausschuß muß besondere Gründe anfüh- 
ren können, wenn er von dieser Bestimmung keinen 
Gebrauch macht. 

Die Worte „vor Beschlußfassung im Ausschuß" 
sollen lediglich verdeutlichen, daß den kommunalen 
Spitzenverbänden so rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben werden muß, daß sie im 
Ausschuß bei den Beratungen noch Berücksichti- 
gung finden können. 

In Satz 2 wird, wie bereits dargelegt, der Versuch 
gemacht, die „wesentlichen Belange" zu konkreti- 
sieren, ohne sie enumerativ aufzuzählen. Um die 
Bestimmungen nicht zu lang und zu kompliziert zu 
gestalten, wurde hier nur auf Gesetzentwürfe abge- 
stellt, da nur Gesetze ausgeführt werden können. 
Im anderen Falle hätte zwischen Gesetzentwürfen 
und sonstigen Anträgen differenziert werden müs- 
sen. 

Da die überwiegende Zahl der Bundesgesetze mit- 
telbar auf die Finanzen der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände einwirken, vertritt der Geschäfts- 
ordnungsausschuß die Auffassung, um die Anhö- 
rungspflicht nicht ausufern zu lassen, sollte sie nur 
dann bestehen, wenn Gesetze unmittelbar auf die 
öffentlichen Finanzen der Gemeinden/Gemeindever- 
bände einwirken. 

Die Bestimmung des Satzes 3 soll die Möglichkeit 
eröffnen, von der Bestimmung des Satzes 1 Abstand 
zu nehmen, wenn die Ansichten der kommunalen 
Spitzenverbände bereits aus der Begründung der 
Regierungsvorlage ersichtlich sind. Diese Bestim- 
mung könnte auf der einen Seite eine flexible Hand- 
habung der Bestimmung des Satzes 1 ermöglichen, 
würde jedoch auf der anderen Seite Minderheiten- 
rechte nicht berühren, da in Satz 4 festgelegt wird, 
daß die Rechte aus Absatz 3 des § 73 unberührt blei- 
ben. 

Aus Satz 4 ergibt sich, daß die kommunalen Spit- 
zenverbände auch in öffentlicher Informationssit- 
zung gehört werden können, ferner, daß eine Anhö- 
rung erfolgen muß, wenn eine Minderheit dies ver- 
langt. Im übrigen kann der mitberatende Ausschuß, 
wenn der federführende Ausschuß von der Möglich- 
keit der Anhörung keinen Gebrauch macht oder sie 
auf Teilfragen seines Geschäftsbereichs beschränkt, 


beschließen, im Benehmen mit dem federführenden 
Ausschuß eine Informations Sitzung durchzuführen, 
in der die kommunalen Spitzenverbände zu hören 
wären. 

2. Zu §74 Abs. 2 

Der bisherige aus einem Satz bestehende Absatz 2 
ist aufgeteilt worden. In den zweiten Halbsatz wur- 
den die kommunalen Spitzenverbände aufgenom- 
men. Entsprechend ihrer Bedeutung schlägt der Ge- 
schäftsordnungsausschuß in der Neufassung dieses 
Absatzes vor, daß Stellungnahmen der Gemeinden/ 
Gemeindeverbände im Bericht wiedergegeben wer- 
den müssen, während die Meinungen der gemäß 
§ 73 Abs. 3 gehörten Personen im Bericht wieder- 
gegeben werden sollen. 

Entsprechend der bisherigen Fassung stellt die 
Neufassung nicht auf die abweichenden Meinungen, 
sondern auf die wesentlichen Punkte der Stellung- 
nahmen ab. Für den Außenstehenden kann es durch- 
aus von Interesse sein, ob die Spitzenverbände 
bzw. die angehörten übrigen Verbände mit der Vor- 
lage des Ausschusses einverstanden sind. 

Die Begriffe „Interessen- und Fach verbände" wur- 
den in der Neufassung nicht wiederholt, da in § 73 
Abs, 3 lediglich von Personen: „Sachverständigen, 
Interessenvertretern und anderen Auskunftsperso- 
nen" gesprochen wird. 

Mit der vorgeschlagenen Neufassung des Absat- 
zes 2 sieht der Geschäftsordnungsausschuß davon 
ab, eine Sonderberichtserstattung der Ausschüsse 
an den Deutschen Bundestag über die eingegange- 
nen Stellungnahmen der kommunalen Spitzenver- 
bände zu verankern. Nach seiner Auffassung genügt 
es, wenn im schriftlichen Ausschußbericht auf die 
Stellungnahmen kommunaler Spitzenverbände ein- 
gegangen wird. Der Ausschuß weist jedoch aus- 
drücklich darauf hin, daß die vorgeschlagene Be- 
richtspflicht nur dann vertretbar ist, wenn sich die 
Berichterstatter auf die wirklich „wesentlichen 
Punkte" beschränken, da sonst die Gefahr besteht, 
daß sich die Berichterstattung über die dargelegten 
Ansichten zu sehr ins einzelne verlieren würden. 

Wenn im Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU darüber hinaus noch vorgeschlagen wird, 
bei wesentlichen Änderungen einer Gesetzesvor- 
lage den kommunalen Spitzenverbänden erneut 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, so vertritt 
der Geschäftsordnungsausschuß die Meinung, daß 
durch die vorgeschlagene Neufassung des § 73 
Abs. 3 a einem Ausschuß nicht die Möglichkeit 
verschlossen wird, entsprechend zu verfahren. An- 
dererseits würde jedoch eine geschäftsordnungs- 
mäßige Verankerung dieser Möglichkeit u. U. zu 
erheblichen Verzögerungen der Beratung führen 
müssen, wobei nicht zuletzt auch wieder ein Streit 
über die Frage entstehen könnte, ob eine wesent- 
liche Änderung vorgeschlagen wird oder nicht. 

Abschließend weist der Geschäftsordnungsaus- 
schuß darauf hin, daß die vorgeschlagenen Ände- 
rungen der Geschäftsordnung mit der Festlegung 
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besonderer Rechte für die kommunalen Spitzenver- 
bände nicht präjudiziell sein können für andere Ver- 
bände. Durch Artikel 28 GG wird die besondere Be- 


deutung der Gemeinden und Gemeindeverbände 
herausgehoben. Sie erhalten damit einen Status, 
der sie von allen übrigen Verbänden unterscheidet. 


Bonn, den 4. Juni 1974 


Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages wird wie folgt geändert: 

a) In § 73 wird ein Absatz 3 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„(3 a) Berät der Ausschuß einen ihm überwiesenen Gegenstand, durch 
den wesentliche Belange von Gemeinden und Gemeindeverbänden berührt 
werden, soll den auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenver- 
bänden vor Beschlußfassung im Ausschuß Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben werden. Dies gilt insbesondere bei Entwürfen von Gesetzen, die 
ganz oder teilweise von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden aus- 
zuführen sind, deren öffentliche Finanzen unmittelbar betreffen oder auf 
ihre Verwaltungsorganisation einwirken. Von der Bestimmung des Sat- 
zes 1 kann bei Regierungsvorlagen abgesehen werden, wenn aus der 
Begründung der Vorlagen die Auffassungen der kommunalen Spitzenver- 
bände ersichtlich sind. Die Rechte des Ausschusses aus Absatz 3 bleiben 
unberührt. " 

b) § 74 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Berichte müssen die Ansichten und den Antrag des federfüh- 
renden Ausschusses sowie die Stellungnahme der Minderheit und der be- 
teiligten Ausschüsse enthalten. Wenn kommunale Spitzenverbände im 
Rahmen des § 73 Abs. 3 a Stellung genommen haben, müssen, sofern Infor- 
mationssitzungen gemäß § 73 Abs. 3 stattgefunden haben, sollen die dar- 
gelegten Ansichten in ihren wesentlichen Punkten im Bericht wiedergege- 
ben werden." 

2. Der Entschließungsantrag — Drucksache 7/2744 — wird durch die Annahme 
des Antrages unter Nummer 1 für erledigt erklärt. 


Bonn, den 4. Juni 1975 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Schulte (Unna) Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender Berichterstatter 



